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Volksbewegung für Wiedervereinigung
Das Vermächtnis des 17. Juni muß erfüllt werden

Bad Neuenahr (Eigenbericht). Mit dem Willen, als Deutsche 
seihst alles an die Wiedergewinnung- der Einheit zu setzen, da­
mit uns auch die Welt zu ihr verhelfe, wurde, kurz vor dem 
Jahrestag des 17. Juni, in Bad Neuenahr mit dem Namen 
„Unteilbares Deutschland“ die „Volksbewegung für die Wieder­
vereinigung“ ins lieben gerufen. An der Spitze derer, die diese 
Gründung- vorbereitet haben, stehen bekannte Persönlichkeiten 
des politischen und wirtschaftlichen Lebens: Thomas Dehler, 
Walter Freitag, Jakob Kaiser, Erich Ollenhauer und Friedrich 
Spennrath. Mit ihnen haben sich 126 Persönlichkeiten aus allen 
Parteien, Verbänden, Schichten und insbesondere auch aus dem 
geistigen Leben im Kuratorium „Unteilbares Deutschland“ zu 
der Aufgabe zusammengeschlossen, den Willen zur Wieder­
vereinigung in allen Bevölkerungskreisen zu stärken. 
Bundespräsident Heuss, der schaft sowie den Zusammenhalt

dieser Bewegung den Namen 
gab, und Bundeskanzler Aden­
auer haben die Gründung mit 
herzlichen Worten begrüßt. Die 
Gründung-sversammlung ergab 
die volle Übereinstimmung aller 
Beteiligten in dem Willen und 
in der Notwendigkeit, alle An­
strengungen zu unternehmen, 
um die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu fördern. Die 
erste Arbeitstagung des Kurato­
riums wird in Kürze in Berlin 
stattfinden.

Die einleitenden Worte in der 
Gründungsversammlung sprach 
Jakob Kaiser. In der Volks­
bewegung hätten sich zum 
erstenmal seit langen Jahren 
alle Richtungen und Kreise des 
deutschen Volkes zu gemein­
samem Handeln zusammenge­
funden. Aufgabe der Volksbe­
wegung sei es, die gesamte 
Öffentlichkeit in Deutschland 
und der Welt über die recht­
liche, moralische und materielle 
Unmöglichkeit der Teilung- 
Deutschlands noch mehr als bis­
her aufzuklären.

Es gelte, die Kenntnis der 
Probleme der Wiedervereinigung 
zu erweitern, das Verantwor- 
tungsbewußtsein für die Men­
schen hinter dem Eisernen Vor­
hang in jedem Deutschen zu 
festigen und die Hilfsbereit-

mit den Menschen der Sowjet­
zone zu vertiefen. Vor allem 
gehe es darum, die deutsche Ju­
gend diesseits und jenseits der 
Zonengrenze mehr als bisher zu­

sammenzubringen und die Ver­
bundenheit mit dem deutschen 
Land jenseits der Oder-Neiße 
wachzuhalten.

Im Namen der SPD forderte 
auch Erich Ollenhauer, daß für 
die deutsche Wiedervereinigung 
jede nur mögliche Anstrengung 
unternommen werde. „Die vier 
Besatzungsmächte haben die 
Verpflichtung übernommen, für 
die Einheit Deutschlands zu 
wirken“, sagte er. „Sie werden 
diese Verpflichtung um so zwin­
gender empfinden, wenn der 
Wille des deutschen Volkes .in 
allen seinen Teilen immer von 
neuem eindeutig und nachdrück­
lich sichtbar wird.“

Aufruf an alle Deutschen
Das

baren
gung

Kuratorium des „Unteil- 
Deutsehland, Yolksbewe- 
für die Wiedervereini- 
hat einstimmig eine Er- 
;• beschlossen, in der es

giing“,
klärun« 
heißt:

Seit fast einem Jahrzehnt ist 
Deutschland in mehrere Teile 
zerrissen. Millionen Deutsche 
müssen unter einem Kegirne des 
Zwanges und des Unrechtes 
leben.

Mitten durch unser Land geht 
die Front des Kalten Krieges. 
Das ist keine Grundlage für 
Sicherheit und Wohlstand. Will 
man wirklich Sicherheit und 
Wohlstand in Deutschland und 
Europa, so muß Deutschland als 
Ganzes in Freiheit wiederher­
gestellt werden.

Jeder Deutsche muß vertraut 
werden mit den Problemen und 
Verpflichtungen, die sieh aus 
der Teilung Deutschlands er­
geben.

Das. V erantwo rtungsb ewußt- 
sein für die 18 Millionen jen­
seits der Elbe-Werra-Fulda muß 
zum lebendigen Besitz eines 
jeden einzelnen Deutschen 
werden.

Der menschliche und geistige 
Zusammenhalt zwischen allen 
Teilen unseres zerrissenen Lan­
des muß gewahrt und gefestigt 
werden.

Aktive Hilfsbereitschaft eines 
jeden einzelnen, jeder deutschen 
Familie, jeder deutschen Orga­
nisation für die Bevölkerung 
der Sowjetzone und Berlin muß 
vertieft werden.

Dem deutschen Volk und der 
Welt muß klarwerden: Die Tei­
lung Deutschlands bedeutet 
ständige Gefährdung und Un­
sicherheit.

Die d euts che W ie de r v ereini « 
gung bedeutet Stärkung d«i* 
Sicherheit und des Wohlstandes 
in Deutschland und Europa*



UHflBHRHGIGE ZEITUNG fUH OEUTSCHIAHO

Schöpferische 
Unruhe

DT Wenn das Werk selbst so 
gut gedeiht wie sein Start ein­
drucksvoll war, dann hat mit 
der Gründung des „Unteilbaren 
Deutschland“, der Volksbewe­
gung für die Wiedervereinigung, 
ein sehr verdienstvolles Unter­
nehmen begonnen. Zu dieser 
Erwartung berechtigt vor allem 
der Umstand, daß sich, was 
Jakob Kaiser vor dem Kurato­
rium der neuen Volksbewegung 
mit Recht hervor hob, in ihr zum 
ersten Male seit langen Jahren 
Persönlichkeiten aus allen Par­
teien, aus dem Kultur- und Gei­
stesleben, aus den großen 
wirtschaftlichen und sozialen 
Verbänden, Persönlichkeiten also 
aus allen Schichten unseres Vol­
kes zu gemeinsamer Aktion zu­
sammengeschlossen haben. Sie 
haben sich zusammengeschlos­
sen, nicht um über das vitalste 
Problem deutscher und europäi­
scher Politik zu philosophieren 
oder zu lamentieren, sondern 
um zu handeln.

Äm Status quo rütteln!
Die Bewegung „Unteilbares 

Deutschland“ kann und will 
das deutsche Problem selbstver­
ständlich nicht lösen; sie kann 
und will überhaupt nicht „Poli­
tik“ machen. Aber sie kann und 
will und muß, wenn sie ihrer 
großen Aufgabe gerecht werden 
soll, die Menschen wach halten 
für das schreiende Unrecht der 
Spaltung Deutschlands und sie 
wach machen für die natürliche 
Lösung dieses Problems. Sie 
soll — das jedenfalls ist unser 
Wunsch — kräftig an dem 
„Status quo“ rütteln, damit er 
sich nicht weiter verhärtet. Sie 
soll Unruhe schaffen — jene 
s c h ö p f e r i s c h e  U n ­
r u h e ,  die täglich zum Nach­
denken zwingt: in Deutschland 
und auch sonst in der Welt. 
Unruhe nämlich ist hier Leben, 
Ruhe ist Tod.

Es genügt schon längst nicht 
mehr, dem Problem der deut­
schen Wiedervereinigung nur 
sentimentale Betrachtungen zu 
widmen. Vielmehr ist es not­
wendig geworden, dieses Ziel 
zur täglich aktuellen, alle Deut­
schen bewegenden Forderung zu 
machen und im Sinne dieser

Forderung auch zu handeln. Nur 
so wird die Gefahr vermieden, 
daß die Spaltühg Deutschlands 
schließlich als ein fataler Zu­
stand hingenommen und nicht 
als schreiender Notstand emp­
funden wird, dessen Beseitigung 
die oberste Pflicht deutscher 
und internationaler Politik ist. 
Es gilt, eine Atmosphäre zu 
schaffen, die nicht mehr in ge­
fährlicher Verwandtschaft zur 
Resignation nur von klagendem 
Gedenken, sondern von dem 
wuchtigen Willen zum Vollzug 
einer Notwendigkeit erfüllt ist. 
Diesen Sinn gab der Volksbe­
wegung „Unteilbares Deutsch­
land“ in der Gründerver­
sammlung mit dem visionä-. 
ren Schwung des Dichters vor 
allem Stefan Andres. Denen, die 
vor der Wiedervereinigung 
Deutschlands wie vor einer Un­
möglichkeit stehen, hielt er ent­
gegen, daß es eine Macht gebe, 
die stärker sei als das Unmög­
liche: das Notwendige. Die Not-

Wendigkeit sei eine Göttin, der 
alle anderen Götter zu gehor­
chen hätten. Diese Notwendig­
keit habe auch das „Unteilbare 
Deutschland“ ins Leben gerufen, 
und sie fordere, daß bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit auch 
die Stimme des deutschen Vol­
kes sich erheben müsse.

Darauf kommt es in der Tat 
an. Es genügt also nicht, dem 
„Unteilbaren Deutschland“ gute 
Wünsche mit auf den Weg zu 
geben, sondern es ist notwen­
dig, diese Bewegung mit Herz 
und Hand zu unterstützen. Nur 
dann kann sie ein Stück deut­
schen Lebens, eine echte Volks­
bewegung -werden und ihre wich­
tige Aufgabe erfüllen. Wir wün­
schen, daß das gelingt. Dann 
wird dem Neuen, das heute be­
gonnen wurde, nicht nur das 
Verdienst guten Willens, son­
dern auch der Erfolg einer gro­
ßen Leistung und Wirkung zu­
fallen.

Das ganze Volk will es!
BadNeuenahr(Eigenmeldung). sozialen Struktur ist das täg- 

Bundespräsident Theodor Heuss liehe Seelisch - lebendig - Halten 
und Bundeskanzler Konrad Aden- • des deutschen Gemeinschick­
auer haben an das Kurato- sales, der gleichen kulturell- 
rium des „Unteilbaren Deutsch- schöpferischen Kräfte eine letzte 
land, Volksbewegung für die Verantwortung und Gewissens-
Wiedervereinigung“ Grußadres­
sen gerichtet, in denen sie be­
tonen, daß die Wiedervereini-

pflicht. Es wird und muß ge­
lingen, diesen Empfindungen 
einen festen und bindenden

gung das zentrale Anliegen der Ausdruck zu schaffen. Das ganze 
deutschen Politik sein müsse. Volk will es!“

Dr. Adenauer bezeichnet in 
seinem Schreiben die Wieder-

Entschieden wird in dem 
Schreiben des Bundespräsiden- 
ten die mitunter im Ausland . . ,
vertretene Ansicht zurückgewie- Vereinigung als die vornehmste
sen, daß die Deutschen sich mit AufS-abe deutschen Regie-
ihrem Schicksal der Trennung ll*ng. \or allem aber müsse die
abgefunden hätten. Es scheine staatliche Einheit auch ein An-
manchmal, als ob solches Ge- üegen des gesamten deutschen
rede das eigene innere Unbe­
hagen über die historischen 
Fehlentscheidungen von Jalta 
und Potsdam übertönen solle.
„Bei den politischen Führungs- herrschenden Unfreiheit und

Volkes und jedes einzelnen Bür- 
ers sein:
„Dieser Gedanke ist in der So­

wjetzone gerade wegen der dort

kräften, in den Regierungen 
und in Parteien, liegt die Auf-

Unterdrückung besonders le­
bendig. Die Deutschen dort drü-

gabe, der Welt deutlich zu ben haben ihm am 17. Juni 1953 
machen, daß es sich in der offen Ausdruck gegeben. Die 
Wiedervereinigung nicht bloß Lehre dieses Tages, dessen Ge- 
um ein historisch begründetes denken wir jetzt wieder feiern 
und praktisch gefordertes An- werden, hat zu unserem 
liegen des deutschen Volkes schmerzlichen Bedauern den 
handelt, sondern um die schier Ausgang der Berliner Konferenz 
zentrale Voraussetzung, daß das nicht zu beeinflussen vermocht, 
schmerzhaft gestörte Nebenein- Trotzdem haben wir alle die 
ander der Völker in einem Gewißheit, daß die Wiederver- 
,Miteinander* sich entkrampft, einigung kommen wird, wenn 
Bei dem einzelnen aber, bei den wir uns beharrlich und ein- 
Gruppen der verschiedensten trächtig darum bemühen.“



Eine Revolution ohne Beispiel
Tor einem Jahr: Das SED-Regime am Rande des Abgrundes

Was am 17. Juni vor einem Jahr geschah, steht in der Ge­
schichte. der Revolutionen und des- Kommunismus ohne Beispiel 
da. Keine große revolutionäre Erhebung in der neueren Zeit ist 
weniger vorbereitet und organisiert worden, noch nie ist im 
roten Machtbereich ein ganzes Volk gegen das totalitäre Regime 
aufgestanden. Und noch nie wurden die angeblich zum Schutze 
der Arbeiter vorhandenen militärischen Organe so offen vor 
aller Welt und so umfassend g e g e 11 die Arbeiter eingesetzt. 
Die „Volksführer“ mußten sich gegen das Volk verteidigen — 
das ist der tiefere Sinn des 17. Juni. Damit ist die Entwicklung 
des Kommunismus als politische Heilsidee abgeschlossen, eine 
Entwicklung, die mit einer Illusion begann und beim prak­
tischen Widersinn endete.
„Die Arbeiter sind zwar ge­

schlagen, aber sie sind nicht be­
siegt. Besiegt sind ganz andere, 
das wird die Geschichte lehren.“

Aus einem Kommentar zu den 
Pariser Juni-Kämpfen stammen 
diese Worte, der Kommentator 
hieß — Karl Marx. Aber sie 
können sehr wohl als Motto 
über dem Kapitel stehen, das 
unter dem Datum des 17. Juni 
in die deutsche Geschichte ein­
gegangen ist. Am Abend dieses 
Tages waren die Arbeiter ge­
schlagen. Ostberlin, das Zen­
trum des Aufstandes, glich einer 
Gespenstersta dt — nur der Tritt 
sowjetischer Militärstiefel hallte 
über das Pflaster der ausgestor­
benen Straßen — und ähnlich 
war es in den meisten Städten 
der Zone.

Besiegt aber war die Pan- 
kower Regierung, deren letzten 
Nimbus die geschlagenen Arbei­
ter endgültig zerstört hatten. 
Sie, die schon so oft marschie­
ren mußten, unter roten Fah­
nen und den Pappköpfen der 
„geliebten Führer“, hatten zum 
ersten Male wirklich spontan 
Tritt gefaßt. Den harten, ent­
schlossenen Tritt der Arbeiter, 
die genug hatten von Zwang, 
Ausbeutung und Drangsalie­
rung.

Es begann in der Stalinallee
Schon monatelang hatte es in 

den Betrieben gegärt. Ange­
sichts der schweren Krise be­
schloß die SED den „neuen 
Kurs“. In diesem Moment er­
schien in der FDGB-Zeitung 
„Tribüne“ ein Artikel, in dem 
kategorisch festgestellt wurde, 
daß es bei der generellen Norm- 
erhöhung um 10 Prozent bleiben 
werde. Das war der Tropfen, 
der das Faß zum überlaufen 
bringen sollte.

Es begann in der Stalinallee. 
Am 16. Juni beschlossen die 
Bauarbeiter Streik. Tausende 
schlossen sieh ihnen an und 
demonstrierten vor dem Sitz der 
Pankower Regierung'. Schnell 
war der erste Sieg errungen, 
die Normerhöhung wurde rück­
gängig gemacht. Aber es ging 
längst nicht mehr allein um die 
Lohntüte. „Wir fordern freie 
Wahlen“ hieß die Forderung, 
und jeder nahm die Parole mit: 
„Und morgen Generalstreik!“

Was niemand für möglich ge­
halten hätte, wurde Wirklich­
keit. Am Morgen des 17. Juni 
brach der Sturm los. Während 
die Sowjets unaufhörlich Trup­
pen und Panzer nach Berlin 
warfen, setzten sich aus allen 
Teilen der Stadt die Kolonnen 
der Arbeiter in Bewegung. 
Vöpo-Sperrketten wurden durch­
brochen, rote Transparente gin­
gen in Flammen auf, unter 
kräftigen Arbeiterfäusten zer­
brachen die Sektorengrenzschil­
der, die rote Fahne, das Sym­
bol 'der Unterdrückung, wurde 
vom Brandenburger Tor geholt 
und zerrissen. 27 Kilometer 
marschierten bei strömendem 
Regen die Hennigsdorfer Stahl­
werker bis zum Berliner Stadt­
zentrum. und unter ihren Füßen 
wurde die moralische Macht des 
Ulbricht-Regimes zertreten.

Erst allmählich wurde das 
Unfaßbare bekannt: das Feuer 
der Freiheit hat auf die ge­
samte Zone übergegriffen.- In 
fast 250 Städten und Orten Mit­
teldeutschlands, in allen Groß­
betrieben von den Leuna-Wer­
ken bis zur Warnow-Werft 
herrschte offener Aufruhr. Das 
Stichwort ist gefallen, die Her­
zen schließen sich in einem 
nationalen Willen zusammen. 
Noch nie wurde das Deutsch­
landlied so ergreifend gesungen 
wie am 17. Juni vor dem Völ­
kerschlachtdenkmal in Leipzig 
und bei der Begrüßung des In­
terzonenzuges auf dem Magde­
burger Hauptbahnhof.

Einen Tag lang herrschte in 
der Zone wirklich das Volk. Da 
befählen die Sowjets den 
Ausnahmezustand. MP-Salven 
peitschten in die Menge, Pan­
zer zermalmten deutsche Arbei­
ter.

Pankows Rache
Die Pankower Machthaber, ge­

stützt auf sowjetische Bajonette, 
konnten eine grausame Rache 
vorbereiten. Die Zahl der Hin­
gerichteten ist heute noch nicht 
genau bekannt. Auch Volkspoli­
zisten befanden sich unter ihnen, 
weil sie sich geweigert hatten, 
auf Arbeiter zu schießen. 562 
verurteilte Demonstranten sind 
in Westberlin registriert, fünf 
erhielten lebenslänglich, die 
übrigen insgesamt 2004 Jahre 
Zuchthaus. Das letzte Urteil 
fällte am 14. Juni das Oberste 
Sowjetzonengericht gegen vier 
Westberliner, die als Rädels­
führer des Aufstandes hinge­
stellt wurden. Kurz vor dem 
Jahrestag des 17. Juni versuch­
ten die Machthaber verstärkt, 
die Revolution zum „Werk 
westlicher Provokateure“ zu 
stempeln.

Es wird ihnen nichts nützen. Die ganze Welt war Zeuge 
davon, wue die Arbeiter Mitteldeutschlands Geschichte gemacht 
haben. Mit Berlin und der Bundesrepublik gedenken in diesen 
Tagen die freien Völker der Volkserhebung vom 17. Juni 
und ihrer Märtyrer. Mit aller Entschlossenheit ruft das freie 
Deutschland den Menschen in der Sow ĵetzone zu, daß alle 
friedlichen Mittel eingesetzt werden, um den Schwur zu er­
füllen, den Bundeskanzler Adenauer an der Bahre der Berliner 
Juni-Opfer für das gesamte deutsche Volk leistete: Wir werden 
nicht ruhen und nicht rasten, bis ganz Deutschland wieder 
vereint ist in Frieden und Freiheit!



Gedenken an 17. Juni in den USA
Tag der Freiheit in New Hampshire — Denkmal angeregt

Berlin, (im Staat New Hampshire, USA) (Eigenmeldung). Auf 
Veranlassung des Gouverneurs des amerikanischen Bundes­
staates New Hampshire (Atlantikkiiste), Hugh Gregg, wird dort 
ein Denkmal zu Ehren des mitteldeutschen Volksaufstandes 
vom 17. Juni 1953 errichtet. Der 17. Juni, der Tag der feier­
lichen Grundsteinlegung, ist im Staate New Hampshire zum 
»Tag der Freiheit“ erklärt worden.

Die.Stadt Berlin am Fuß der 
Weißen Berge wurde wegen 
ihrer Namensgleichheit mit der 
ehemaligen deutschen Reichs- 
hauptstadt dazu ausersehen, 
Ort der Gedenkstätte zu wer­
den. Der Gedanke, den 11. Juni 
auf diese Weise zu feiern, 
stammt von Nicholas de Roche- 
fort, Professor an der Univer­
sität Washington. Für die Er­
richtung des Ehrenmals, das 
aus Granit hergestellt werden 
soll,. will R.ochefort in ganz 
Amerika eine Sammlung ver­
anstalten.

Der Bürgermeister von Berlin 
(N .H.), Aime Tondreau, er­
klärte, die Proklamierung des 
„Tages der Freiheit“ und 'das 
geplante Denkmal seien mehr 
als nur eine vergängliche Geste. 
„Es ist der Anfang einer natio­
nalen, ja vielleicht sogar einer 
weltweiten Bewegung in Würdi­
gung jener, die kommunisti­
schen Panzern ihre bloße Faust 
entgegensetzten in der verzwei­
felten Anstrengung, ihre Frei­
heit wiederzugewinnen.“

A u d i Michigan ehrt 
Juni-Opfer

Detroit, Michigan/USA (DPA). 
Nach dem amerikanischen Bun­
desstaat New Hampshire hat 
auch der Bundesstaat Michigan 
beschlossen, einen Gedenktag 
für den mitteldeutschen Juni- 
Aufstand einzuführen. Der Gou­
verneur von Michigan, Williams, 
proklamierte den Sonntag nach 
dem 17. Juni zum „Wider­
standstag“ .

Die V erteid iger als 
Ankläger

Berlin (DPA). Das oberste 
Sowj etzonen-Gericht verurteilte 
im Ostberliner Schauprozeß den 
ehemaligen Mitarbeiter der Liga 
für Menschenrechte, Dr. Wolf- 
gang Silgradt aus Charlotten­
burg, und den Flüchtling Wer­

ner Mangelsdorf aus Charlotten­
burg zu je 15 Jahren, den An­
geklagten Hans Füldner aus 
Wilmersdorf zu zehn und Horst 
Gassa aus Neukölln zu fünf 
Jahren Zuchthaus.

Melsheimer beschuldigte die 
Angeklagten in seinem Plä­
doyer, „Hauptorganisatoren des 
faschistischen Putschversuches 
vom 17. Juni 1953“ gewesen zu 
sein. Durch den Prozeß sei „die

Legende vom sogenannten Volks­
aufstand zerschlagen worden“.

Die vier Verteidiger^ betonten 
nach dem Bericht der sowjet­
zonalen Agentur ADN, für die 
Verbrechen ihrer Mandanten 
gebe es keine Rechtfertigung. 
Bei der Schwere ihrer Taten 
seien „Ergebnisse zugunsten der 
Angeklagten schwerlich zu er­
langen“.

Berliner Freiheit in Bonn
Bonn (Eigenmeldung). Auf 

den Namen „Berliner Freiheit“ 
wird in Anwesenheit des Bun­
despräsidenten eine Straße an 
der Bonner Rheinpromenade 
umgetauft. Gleichzeitig sollen in 
dieser Straße Bäume gepflanzt 
werden, die ostdeutsche Na- 
mensschilder tragen.

DAS FEUER E R F A S S T E  DIE  G A N Z E  Z O N E

Nur der Masseneinsatz sowjetischer Panzer rettete Ulbricht 
vor dem Zorn des Volkes, Diese Karte vermittelt ein eindrucks­

volles Bild vom Umfang des Aufstandes am 17. Juni 1953.



SED eio Jahr im Neuen (K o n )ku rs
Mangel und Ausbeutung bestimmen auch heute noch das Gesicht der Zone

In allen Großbetrieben der Sowjetzone finden dieser Tage 
Pfllclitversammlungen anläßlich des ersten Jahrestages der 
Verkündung des „Neuen Kurses“ statt. Die SEI) hätte gern von 
diesem Thema Abstand genommen, stünde sie nicht zwei 
Wochen vor einer demagogischen „Volksbefragung“ und vor­
dem Jahrestag- des 17. Juni 1953. Die SED legt größten agitato­
rischen Wert darauf, den Beginn jenes „Neuen Kurses“ unab­
hängig vom Juni-Aufstand zu diskutieren. Sie will und darf 
nicht zugeben, daß jene vorgebliche Kursänderung eine Folge 
des bereits heraufziehenden Volksaufstandes war. Wie aber ist 
die tatsächliche Entwicklung und was wurde aus diesem 
„Neuen Kurs“ ?

Anfang Juni 1953 kam es in 
zahlreichen Bezirken der Zone 
zu Streiks und Demonstrationen. 
Die Regierung hatte administra­
tive Normenerhöhungen verfügt, 
die Versorgung war durch die 
forcierte „Schaffung der Grund­
lagen des Sozialismus“ auf dem 
Stand von 1947 angelangt. Der 
Bevölkerung bemächtigte sich 
eine Wut der Verzweiflung, die 
jeden Tag in Aufruhr umzu­
schlagen drohte. Am 6. Juni ka­
men Mitglieder des sowjetischen 
Gewerkschaftsbundes nach Ost­
berlin, vom 7. bis 8. Juni tagten 
SED-Politbüro und Regierung 
in Permanenz und am 9. Juni 
verkündeten beide über ADN 
den seither erst zum Schlagwort 
und dann zum schlechten Witz­
wort abgedroschenen „Neuen 
Kurs“.

Betrug wurde sofort erkannt
Das mit der Erklärung ver­

bundene wortreiche SED-Pro- 
gramm besaß außer nichtssagen­
den Versprechungen kaum poli­
tische oder ökonomische Realität. 
Es war einzig darauf abgezielt, 
die immer stärker werdende Em­
pörung zu dämpfen. Am 16. Juni 
marschierten die Arbeiter der 
Stalinallee, am Nachmittag des 
gleichen Tages gab ADN die Ab- 
stoppung der Normenerhöhun­
gen bekannt. Aber es war bereits 
zu spät, die Arbeiter hatten den 
Betrug erkannt. Am 17. Juni 
brach in der gesamten Zone der 
Aufstand los.

Nach seiner Niederschlagung 
durch die Sowjetarmee öffnete 
die SED die Lager der „Staat­
lichen Reserve“ und nahm un­
geheure Kredite in den Ost­
blockstaaten auf. Bis zum Ja­
nuar 1954 versuchte man, der 
Bevölkerung einen steigenden 
Lebensstandard vorzufäuschen. 
Nach der Berliner Konferenz

brach die Fassade zusammen, 
übrig blieb eine ungeheure, 
noch in diesem Jahr abzuzah­
lende Schuldenlast.

Bis zum 17. Juni 1953 hatte die 
SED versucht, unter Negation 
aller Bedürfnisse der Bevölke­
rung eine Schwerindustrie aus 
dem Boden zu stampfen und 
eine Armee aufzustellen, die der 
tschechischen und der polni­
schen an Mannschaftsstärke und 
Bewaffnung ebenbürtig war. Der 
„Neue Kurs“ versprach eine Sta­
gnation dieser Entwicklung, 
keine Abkehr von ihr. In Wirk­
lichkeit aber wurde die Vopo- 
Armee sogar weiter ausgebaut, 
die Werbung ständig verstärkt.

Noch im Herbst vergangenen 
Jahres veröffentlichte die SED 
ein angeblich geändertes „neues 
Plandokument“, nach dem die 
Schwerindustrie zugunsten der 
Leichtindustrie und Gebrauchs­
güter - Produktion gedrosselt 
werden sollte. Zahlreiche ge­
flüchtete Wirtschaftsfunktionäre 
haben seither bestätigt, was 
offen zu erkennen war: Das
„neue Plandokument“ stand 
wohl im SED-Zentralorgan, be­
fand sich aber niemals in der 
Planungsabteilung eines sowjet­
zonalen VEB!

Wer die Reden des letzten 
SED-Parteitags aufmerksam ver­
folgte, konnte feststellen, daß 
man sich nicht einmal sonder­
lich bemühte, den Betrug noch 
zu tarnen. Die Produktion von 
Gebrauchsgütern, die den Le­
bensstandard heben könnte, ist 
heute weitgehend eine Sache 
außerhalb des Plans. Sogenannte 
„Massenbedarfsartikel“ werden 
aus Abfällen der Schwerindu­
strie und nicht in ausgelasteten 
Schichten produziert!

Der „Neue Kurs“ versprach 
auch höhere Löhne. Die Löhne 
sind durch die neuen, als „kol­

lektive Selbst Verpflichtungen"
getarnten Normenerhöhungen 
vielfach gesunken. Um die 
Fleisch- und Fettversorgung ist 
es heute schlimmer bestellt als 
oft zuvor.

Und die Lebensmittelkarten, 
die im „Neuen Kurs“ wegfallen 
seilten? Von ihrem Fortfall ist 
keine Rede mehr. „Die Bevölke­
rung möchte sie behalten“, er­
klärt die SED, und die Haus­
frau ist machtlös gegen diesen 
Hohn!

Politische Freiheit, wie sie 
der „Neue Kurs“ bringen sollte? 
Eine der Hauptlosungen des 
17. Juni waren Freie Wahlen. 
Nach der Viererkonferenz ver­
sprach die SED Wahlen. Aber 
was offerierte sie dem Menschen 
der Zone? Erst eine politisch 
völlig abwegige „Volksbefra­
gung“, mit der sie ihre längst 
erlahmte Anti - EVG - Kampagne 
aufzumöbeln gedenkt, und im 
Herbst eine sogenannte „Block­
wahl“, wie gehabt im Oktober 
1950!

über den „Neuen Kurs“, den 
es faktisch nie gegeben hat und 
der auch propagandistisch seit 
Monaten gestorben ist, muß die 
SED aus Gründen der Selbst­
erhaltung agitieren. Für die Be­
völkerung ist es wichtig, zu wis­
sen, daß dieser „Neue Kurs“ 
ein Produkt der Volksempörung 
ist, und daß sich jede — auch 
die kleinste und vielleicht nur 
vorgespiegelte — Kursänderung 
des kommunistischen Regimes 
nur bewirken läßt, indem man 
gegenüber seinen Vertretern 
eine feste Haltung zeigt.

Vopo-W eröung verstärkt
Berlin (DPA). Während die 

Jugend der Sowjetzone in Ost- 
berlin gegen den „Militarismus“ 
demonstrieren mußte, sei die 
Rekrutierung junger Menschen 
für den Dienst in der Kasernier­
ten Volkspolizei verstärkt wor­
den, erklärten Beamte der ame­
rikanischen Oberkommission in 
Berlin.

Auf ähnlicher Basis wie bei 
der früheren' Wehrmacht seien 
Bezirkswehrkommandos einge­
richtet worden. Die Vorberei­
tungen erlaubten es, jederzeit 
die allgemeine Wehrpflicht ein­
zuführen.



Störfeuer gegen D okum entarfilm
Sowjets wollten Negativ zuriickkauien — Schauspieler erhalten Drohbriefe

München, im Juni. — In diesen Tilgen läuft im ganzen Bun­
desgebiet der Dokumentarfilm „Die rote Linie“ an. Kr wurde 
in München von einer Liechtensteiner Firma aus sowjetischen 
Originalaufnahmen, die von Flüchtlingen in den Westen ge­
schmuggelt worden waren, zusammengestellt und mit einer 
Rahmenhandlung verknüpft. Zum erstenmal soll dem west­
deutschen Kinobesucher mit diesem Streifen (Untertitel: „Vom 
Zarenreich bis Malenkow“) ein Blick hinter den Eisernen Vor­
hang und hinter die Kulissen des Kreml geboten werden.

Nicht minder interessant ist 
aber ein Blick hinter die Kulis­
sen dieser Filmproduktion, die 
von Anfang an einem systemati­
schen Störmanöver aus östlicher 
Richtung ausgesetzt war.

Es begann am 24. Februar 
beim Offiziellen Filmball in 
München. Mitproduzent Robert 
Philippi, der den Film in Welt­
vertrieb übernommen und be­
reits in 22 Staaten verkauft hat, 
wurde damals in einer Loge des 
Deutschen Theaters von einem 
maßgeblichen Mann der „Sow- 
export“, der staatlichen Film­
verleihfirma in der Sowjetzone, 
um Verhandlungen über die 
Einstellung der Produktion oder 
den Rückkauf des Films ersucht. 
Philippi lehnte ab.

Märchenhafte Angebote
Sowjetzonale und sowjetische 

Stellen versuchten aber auch 
weiterhin, mit der Produktions­
und Vertriebsfirma in Kontakt 
zu kommen. Für das Original- 
negativ wurden Summen bis zu 
einer Million Dollar geboten. 
Ähnliche Angebote erhielt der 
amerikanische Produzent Jules 
Buck, der den Streifen in den 
USA herausbringen will.

Doch alle diese Versuche blie­
ben erfolglos. Nun begannen die 
Drohungen. Der ehemalige So­
wjetgeneral Iwan Nikolaj MI- 
nischki, der als fachlicher Be­
rater und Schauspieler an dem 
Film mit wirkte, war das erste 
Opfer. Der gebürtige Bulgare 
war bis 1939 General der GPU, 
fiel dann in Ungnade und kam 
in ein Zwangsarbeitslager nach 
Sibirien, von wo er 1942 ent­
fliehen konnte.

„Du Hund“, schrieb ihm zum 
Beispiel ein Anonymus, „wir 
werden dir schon zeigen, wie 
Verrat vergolten wird.“ Andere 
Briefe enthielten nur Zeitungs­
ausschnitte mit Ankündigungen 
des Films, worin der Name 
Minischki rot unterstrichen und

mit Totenköpfen und Galgen 
verziert war. Die Drohbriefe 
stammten größtenteils aus hes­
sischen Orten in der Nähe der 
Zonengrenze. Sie wurden inzwi­
schen an das Bundesamt für 
Verfassungsschutz weiterge­
leitet.

Anonyme Zuschriften
Ähnliche anonyme Zuschriften 

erhielt der Berliner Schauspieler 
Ernst Konstantin, der in der 
Rahmenhandlung einen Sowjet­
offizier spielt (wie schon in dem 
Carol-Reed-Film „Gefährlicher 
Urlaub“). Man versuchte sogar, 
ihn in den Ostsektor zu locken. 
In einem kleinen Münchener 
Atelier konnte der Film schließ­
lich fertiggestellt werden.

Nun schaltete sich die kom­
munistische Presse ein. Fast 
alle westdeutschen KP-Zeitun- 
gen berichteten, wie auf ein 
Kommando, über den „Hetz­
film“ und warnten die Kino­
besitzer vor einer Vorführung. 
Trotzdem fand der Film „Die 
rote Linie“, den der Verleih 
als „sensationellsten Film der 
Nachkriegszeit“ anpries, über­
all interessierte Abnehmer.

„Der Film ist weder eine 
Hetze noch eine bewußte Pro­
paganda“, erklärt der Verleih- 
Pressechef, „aber es ist klar,

daß einzelne Stellen eine mas­
sive Anklage darstellen.“ So 
etwa, wenn kilometerlange Mas­
sengräber gezeigt werden, in 
denen die Opfer der sowjeti­
schen „Vorkriegssäuberung“ ver­
scharrt wurden. Erstmals zeigt 
der Film auch Geheimaufnah­
men aus sibirischen Arbeits­
lagern und Privatbilder von 
Josef Stalin, bei denen aller­
dings nicht immer gewiß ist, 
ob es sich ni.cht um einen Dop­
pelgänger handelt, der dem rus­
sischen Kinopublikum als „ech­
ter Stalin“ serviert wurde.

Von der „anderen“ Seite
Um nicht in den Verdacht der 

Propaganda zu kommen, hatte 
Regisseur Richard Richards en 
(hinter diesem Decknamen soll 
sich ein bekannter deutscher 
Regisseur verbergen) ursprüng­
lich einen neutralen bis versöhn­
lichen Schluß vorgesehen. Nach 
den vielen Zwischenfällen aber 
hat man sich nun doch eines 
anderen besonnen. Den Film 
beschließen jetzt Szenen vom 
17. Juni, die von der „anderen 
Seite“ aufgenommen wurden.

Torwart Riethof verurteilt
In Dresden würde Werner 

Riethof, der einige Zeit Tor­
wart hei Viktoria 89 war, zu 
18 Monaten Gefängnis verurteilt. 
Riethof war am 6. September 
1953 in der S-Bahn eingeschla­
fen und bis in die Sosvjetzone 
gefahren. Dort hatte man ihn 
verhaftet. Bevor er nach West­
berlin kam, war Riethof bei 
der Volkspolizei.

Forschung für den Frieden
Wiesbaden (DPA/AP). Bun­

deskanzler Adenauer sprach die 
Hoffnung aus, daß Deutschland 
auf dem Gebiet der kernphysi­
kalischen Forschung bald einen 
Beitrag 2um Segen der Mensch­
heit und zur Wahrung des Frie­
dens leisten könne. Auf der 
5. Hauptversammlung der Max- 
Planck - Gesellschaft, an der 
auch Bundespräsident Heuss 
und der amerikanische Ober­
kommissar Conant teilnahmen, 
sagte der Kanzler, die kernphy­

sikalische Forschung sei kei­
neswegs identisch mit der 
Schaffung atomarer Waffen, son­
dern sie habe eine große Zu­
kunft für friedliche Zwecke.

Der für sechs Jahre wieder­
gewählte Präsident der Planck- 
Gesellschaft, Nobel-Preisträger 
Prof. Hahn, betonte in einer 
Pressekonferenz, daß alle Vor­
bereitungen für die Aufstellung 
eines kleinen Atommeilers im 
Bundesgebiet getroffen seien.



„Unerhörte Leistung der Sowjets, sechs 
W ochen  Dauerlauf auf der Stelle"

Köpenick bei Wien
In Wien an der schönen 

blauen Donau hat das Beispiel 
des Hauptmanns von Köpenick 
an der Spree Schule gemacht. 
Auf einem Flugplatz nahe der 
österreichischen Hauptstadt nah­
men mehrere Bauern in aller 
Ruhe ein kleines sowjetisches 
Flugzeug auseinander, verstau­
ten die Einzelteile auf einem 
Ffer.dewagen und verkauften sie 
als Altmetall. In der Annahme, 
die Bauern handelten auf höhe­
ren Befehl, fragten die Sowjet­
posten nicht einmal: „Wo Do­
kument?" Sicher hatten sie 
gerade einen Vortrag über 
Friedenspolitik gehört und 
glaubten, es handele sich um 
eine planmäßige Demontage im 
Zuge der Abrüstung.

Sie werden nun vergeblich

darauf warten, daß der Frak­
tion der Buntmetalldiebe eine 
Vertretung im „Weltfriedens­
rat“ eingeräumt wird. Statt 
dessen werden sie sich darüber 
belehren lassen müssen, daß 
die Parole „Vernichtung des 
Militarismus“ durchaus dialek­
tisch zu betrachten ist. Viel­
leicht stehlen die Kulaken 
nächstens noch ein paar Stalin­
orgeln, um sie als Vogel­
scheuchen zu benutzen.

Die mehr am Frieden als an 
der Dialektik interessierte 
Menschheit aber stellt mit Be­
friedigung fest, daß auf dem 
politischen Schachbrett mit­
unter die imponierenästen Fi­
guren von ganz gewöhnlichen 
Bauern geschlagen werden.

Was sagt 
Otto Nuschke dazu

Die Direktion der HO-Gaststätten im 
Kreise Chemnitz/Land sandte kürzlich an 
alle Gaststättenleiter folgende „vertrauliche 
Dienstsache“ :

„Nach einer Mitteilung* der Abteilung- 
Handel und Versorgung beim Rat des 
Kreises finden in der Zeit vom . . . bis . . . 
Straßensammlungen der Katholischen Kir­
che und in der Zeit vom . . . bis . . . der 
Evangelischen Kirche statt.

Da es sich in diesen Fällen lediglich um 
Straßensammlungen handelt wird es nicht 
gestattet, daß die Sammlungen in den 
Gaststätten vorgenommen werden. Sollte 
irgendwelcher Sammler in unseren Gast­
stätten auftreten, so ist diesem Sammler 
der Berechtigungsschein abzunehmen und 
selbiger der Direktion einzusenden.

Diese Angelegenheit bitten wir vertrau­
lich zu behandeln, und wenn derartige 
Fälle auftreten, diese Maßnahme nicht vor 
den Gästen vorzunehmen, sondern in einem 
Ihrer Nebenräunie.

Wir bitten, nicht groß die Kellner davon 
einzuweihen, sondern es sich lediglich mel­
den zu lassen, wenn derartige Sammler 
auftreten, da das übrige dann von Ihnen 
selbst durchgei'ührt werden kann.

gez. Pietrzak, Direktor.“

Da in Auswirkung dieses Rundschrei­
bens mehrere Konfliktsfälle entstanden 
sind, dürfte es interessant sein, was Herr 
Nusehke, in dessen Dienstbereich die kirch­

lichen Sammlungen doch wohl
    fallen, zu dieser Behinderung

der Sammlertätigkeit gesagt hat.
Nach altem Gewohnheitsrecht 

können sich Straßensammlun­
gen auch auf die Gaststätten 
erstrecken. Bei derartigen 
Sammlungen für kommunistische 
Zwecke geschieht das auch ohne 
weiteres. Ob Sammler, die in 
HO-Gaststätten gerieten, be­
straft worden sind, ist nicht be­
kannt, wohl aber wurden Gast­
stättenleiter, die nicht ein­
schritten, fristlos entlassen.

Solidarität der Studenten
Bonn (AP). An sämtlichen 

Universitäten und Hochschulen 
der Bundesrepublik und West- 
Berlins sollen während einer 
„Solidaritätswoche“ Geldspen­
den, Lebensmittelpakete, Fach­
bücher und Medikamente für 
bedürftige und kranke Studen­
ten der sowjetischen Besatzungs­
zone gesammelt werden, die 
wegen ihrer politischen Hal­
tung keine Unterstützung durch 
das kommunistische Regime zu 
erwarten haben.



Das Schicksal der Verschleppten
Als Z w angssied ler in  der S o w je tu n io n —B erich t des B o ten  K reuzes

Bonn (Eigemnelduug/DPA). Zahlreiche deutsche Zivilpersonen 
werden noch in der Sowjetunion in Straflagern oder als Zwangs- 
Siedler festgehalten. In dem .Jahresbericht des Deutschen 
Boten Kreuzes heißt es, in der Nachkriegszeit seien mehr' als 
750 WO deutsche Zivilpersonen aus den ostdeutschen Reichs­
gebieten, den Volksdeutschen Siedlungsgebieten, dem Donau- 
raum und der sowjetischen B-esatzungszone nach Rußland ge­
bracht worden.

Etwa zwei Drittel der Ver­
schleppten seien in den Lagern 
gestorben, Nur ein ganz gerin­
ger Teil der überlebenden sei 
bisher zurückgekehrt. In einem 
gewissen Umfang werde den 
deutschen Zivilgefangenen aber 
neuerdings erlaubt, an ihre An­
gehörigen zu schreiben.

In den osteuropäischen Satel­
litenstaaten sind nach dem Be­
richt der DRK insgesamt etwa 
31133 Zivilgefangene festge­
stellt worden. Vor einem Jahr 
wurden davon 13 133 als lebend 
gemeldet. Die Zahl der Kriegs­
gefangenen, die regelmäßig aus 
der Sowjetunion schreiben,

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postsehließfach 
Nr. 58 nach Berlm-Charl»tten- 
burg 9 mitzuteilen.

wird mit 9794 angegeben. .Außer­
dem hätten von rund ICO 000 
ehemaligen Wehrmachtsangehö­
rigen bis 1950 Lebenszeichen 
aus sowjetischer Gefangenschaft 
Vorgelegen. Seitdem hätten sie 
sich nicht wieder gemeldet. Im 
vergangenen Jahr sind vom 
Roten Kreuz 68 500 Pakete an 
Kriegsgefangene und 5700 an 
Zivilgefangene in der Sowjet-

Ständige kostenlose Filmvor­
führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  am K o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 1-3 Uhr in stüna*

union sowie rund 7000 Pakete 
an Gefangene in der Tschecho­
slowakei geschickt worden.

285000 Aussiedlungs- 
Anträge

Bonn (DPA). Die Zahl der 
beim Deutschen Roten Kreuz 
registrierten Aussiedlung.?-An­
träge von Deutschen, die noch 
in Polen, den polnisch verwalte­
ten Gebieten, der Tschechoslo-

Nürnberg (AP). Der Präsi­
dent der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung in Nürnberg. 
Scheuble, erklärte auf einer 
Pressekonferenz, es sei zu er­
warten, daß im kommenden 
Sommer die Zahl der Beschäf­
tigten in der Bundesrepublik 
die lS-Millionen-Grenze über­
schreiten und die Arbeitslosig­
keit unter 900 000 fallen werde. 
In manchen Bundesländern, so 
z. B. in Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und in Tei­
len Bayerns und Hessens, sei 
bereits ein Zustand der theore­
tischen Vollbeschäftigung ein­
getreten.
, Der Bundesanstalt sei auch 
nicht mehr daran gelegen, 
deutsche Arbeitskräfte in das 
Ausland zu vermitteln, da in 
manchen Berufszweigen bereits 
ein Facharbeitermangel spürbar 
sei. Eine erhöhte Nachfrage sei

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr,

wakei, Rumänien, Ungarn und 
Jugoslawien zurückgehalten wer­
den, beträgt rund 265 000. Da­
von leben allein 175 000 in Po­
len und den polnisch verwalte­
ten deutschen Gebieten.

Semjonow lehnt 
w ieder ab

Bonn (AP/DPA). Der sowje­
tische Oberkommissar Semjonow 
hat die Vorschläge der Alliier­
ten Oberkommission vom 24. Mai 
über innerdeutsche Verkehrs- 

erleiehternngen abgelehnt. Wie 
ln Bonn bekannt wurde, ist 
eine entsprechende Note Semjo- 
nows den westlichen Oberkom- 
missaren zugegangen.

Seit der Berliner Konferenz 
haben die Westalliierten bereits 
dreimal in Noten an die So­
wjets die Beseitigung aller 
Schranken im Personen- und 
Handelsverkehr zwischen der 
Bundesrepublik. Berlin und der 
Sowjetzone gefordert.

besonders in verschiedenen 
Zweigen der metallverarbeiten­
den Industrie.

Borgwardwerk in Argentinien
Bremen (AP). Die Bremer 

Borgwardwerke haben mit ar­
gentinischen Wirtschaftskreisen 
einen Vertrag über die Errich­
tung eines Zweigwerkes in Bue­
nos Aires abgeschlossen.

SSD, herliören!
Der kleine TAG wird ver- 

j sandt und verteilt ohne Riiek- 
| sieht auf die politische Ge- 
I sinnung- des Empfängers. 
| Gegner sind als Empfänger 
| sogar besonders beliebt, 
I denn sie haben es nötiger 
I als andere, die Wahrheit zu 
| erfahren. Wer Verdacht hat,
; daß seine Post überwacht 
1 wird, kann den kleinen TAG 
; also ruhig bei der Polizei 
I oder beim Bürgermeister- 
| amt oder bei seiner Dienst­

stelle abgeben. übrigens 
; wird er auch dort gern 
a gelesen.
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